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18 Verordnung 


zur Abänderung und Neufaſſung der Rechtsanwaltsordnung. 
Vom 15. Januar 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 24 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird Folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 

Die Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (R. G. Bl. S. 177) in der Faſſung der Geſetze 
und Verordnungen vom 22. Mai 1910, 3. Auguſt 1920, 9. Mai 1922, 13. September 1922, 28. Sep⸗ 
tember und 23. Oktober 1923, 20. März 1925, 8. Mai 1928, 22. Auguſt 1933, 28. September 
1934 und 19. Dezember 1935 (R. G. Bl. 1910 S. 772; St. A. 1920 S. 221, 239; G. Bl. 1922 
S. 118, 424; 1923 S. 999, 1101; 1925 S. 85; 1928 S. 78; 1933 S. 429, 479; 1934 S. 709; 
1935 S. 1185) tritt mit Ablauf des 31. Januar 1937 außer Kraft. An ihre Stelle tritt vom 
1. Februar 1937 ab die nachſtehend als Anlage zu dieſer Verordnung veröffentlichte Rechtsanwalts⸗ 
ordnung mit der Maßgabe, daß der Senat den Zeitpunkt des Inkrafttretens der SS 2 bis 14 der 
Rechtsanwaltsordnung beſtimmen wird. 


Artikel II 

1. Geſuche um Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft, über die am 31. Januar 1937 noch nicht endgültig 
entſchieden iſt, werden nach den neuen Vorſchriften behandelt. 

2. Bis zur Berufung des Präſidenten der Rechtsanwaltskammer führt der bei Inkrafttreten dieſer 
Verordnung amtierende Vorſitzende des Vorſtandes der Anwaltskammer deſſen Geſchäfte. Bis 
zur Berufung des Präſidiums der Anwaltskammer nehmen die bisherigen Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes der Anwaltskammer die Obliegenheiten der Mitglieder des Präſidiums wahr. 

3. Das Ehrengericht und der Ehrengerichtshof verſehen in der bisherigen Beſetzung ihr Amt bis 
zur Neubildung. 

4. Die Geſchäftsordnung der Rechtsanwaltskammer bedarf bei ihrem erſtmaligen Erlaß der Zu⸗ 
ſtimmung des Senats der Freien Stadt Danzig. 

Danzig, den 15. Januar 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 15% Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Rechtsanwalts ordnung. 
Vom 15. Januar 1937. 


Der Rechtsanwalt iſt der berufene, unabhängige Vertreter und Berater in allen Rechtsangelegenheiten. 
Sein Beruf iſt kein Gewerbe, ſondern Dienſt am Recht. 


Erſter Abſchnitt 
Der Rechtsanwalt 
8 1 
Als Rechtsanwalt kann nur zugelaſſen werden, wer durch Ablegung der großen Staatsprüfung die 
Fähigkeit zum Richteramt erlangt hat. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 7. 2. 1937.) 


86 
A. Der Probe- und Anwärterdienſt 


8 2 
Ein Aſſeſſor, der ſeine Zulaſſung als Rechtsanwalt erſtrebt, hat ſich zur beſonderen Ausbildung 
für den Beruf des Rechtsanwalts dem anwaltlichen Probe- und Anwärterdienſt zu unterziehen. 


83 
Der Aſſeſſor erhält die gleichen Bezüge wie ein Aſſeſſor im ſtaatlichen Probe- und Anwärterdienſt. 
Dieſe Bezüge gebühren ihm für die Dauer des Probe- und Anwärterdienites. Grundſätzlich find 
dieſe Bezüge dem Aſſeſſor auf Grund einer Vereinbarung mit dem Rechtsanwalt zu zahlen, dem er 
überwieſen iſt. Soweit der Rechtsanwalt dieſe Bezüge nicht zahlen kann, gewährleiſtet die Rechts⸗ 
anwaltskammer die Zahlung. 
84 
(1) Über den Antrag auf Übernahme in den anwaltlichen Probedienſt entſcheidet der Senat. 
(2) Die Übernahme iſt widerruflich. 


8 5 

(1) Der anwaltliche Probedienſt dauert ein Jahr. Er kann auf Antrag ausnahmsweiſe bis zur 
Dauer eines weiteren Jahres verlängert werden. 

(2) Iſt der Aſſeſſor nach ſeiner Perſönlichkeit und ſeiner Befähigung für den Beruf des Rechts⸗ 
anwalts vorzugsweiſe geeignet, ſo kann der Probedienſt ausnahmsweiſe abgekürzt oder ganz erlaſſen 
werden. 

(3) Die Entſcheidung trifft der Senat. 


86 
Während des anwaltlichen Probedienſtes iſt der Aſſeſſor vorwiegend mit den Geſchäften eines 
Rechtsanwalts, nach Möglichkeit kürzere Zeit auch mit richterlichen Aufgaben zu befaſſen. 


87 
Die Leitung des anwaltlichen Probedienſtes obliegt dem Gerichtspräſidenten. Der Gerichtspräſident 
nimmt den Aſſeſſor bei Antritt des Probedienſtes durch Handſchlag in Pflicht und überweiſt ihn einem 
vom Präſidenten der Rechtsanwaltskammer vorgeſchlagenen Rechtsanwalt zur Beſchäftigung. Er iſt be⸗ 
fugt, den Aſſeſſor zur Erfüllung ſeiner Pflichten anzuhalten. 


8 8 

(1) Der Rechtsanwalt hat den Aſſeſſor mit den Aufgaben des Anwaltsberufs vertraut zu machen 
und ihn angemeſſen zu beſchäftigen. 

(2) Der Aſſeſſor iſt gehalten, die ihm aufgetragenen Berufsarbeiten gewiſſenhaft zu erledigen. Er 
iſt in dem gleichen Umfange wie der Rechtsanwalt zur Verſchwiegenheit verpflichtet und zur Verweige⸗ 
rung der Ausſage berechtigt. s 
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Der Senat entſcheidet, ob der Aſſeſſor nach Abſchluß des anwaltlichen Probedienſtes als Anwärter 
für den Beruf des Rechtsanwalts der Rechtsanwaltskammer zu überweiſen iſt. 


8 10 
(1) Der Aſſeſſor wird in den Anwärterdienſt regelmäßig auf drei Jahre überwieſen. Der Senat 
kann die Anwärterzeit auf Antrag verlängern. 
(2) Der Aſſeſſor führt während des Anwärterdienſtes die Bezeichnung „Anwaltsaſſeſſor“. 


8 11 
(1) Der Präſident der Rechtsanwaltskammer nimmt den Anwaltsaſſeſſor bei Antritt des Anwärter⸗ 
dienſtes durch Handſchlag in Pflicht. 
(2) Von dieſem Zeitpunkt ab unterſteht der Anwaltsaſſeſſor der Ehrengerichtsbarkeit der Rechts⸗ 
anwaltskammer und der Aufſicht des Präſidenten der Rechtsanwaltskammer. Der Präſident der Rechts⸗ 
anwaltskammer hat ihn darauf bei der Verpflichtung hinzuweiſen. 


812 
(1) Der Bräfident der Rechtsanwaltskammer überweiſt den Anwaltsaſſeſſor einem Rechtsanwalt zur 
Leiſtung des Anwärterdienſtes. . 
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(2) Der Rechtsanwalt hat dem Anwaltsaſſeſſor anwaltliche Geſchäfte aus allen Rechtsgebieten zur 
Bearbeitung zu übertragen. Der Anwaltsaſſeſſor hat die ihm übertragenen Geſchäfte nach den Weiſungen 
des Rechtsanwalts gewiſſenhaft zu erledigen. Er iſt in dem gleichen Umfange wie der Rechtsanwalt zur 
Verſchwiegenheit verpflichtet und zur Verweigerung der Ausſage berechtigt. 


8 13 
Dem Anwaltsaſſeſſor ſtehen die anwaltlichen Befugniſſe des Rechtsanwalts zu, dem er über⸗ 
wieſen iſt. 
8 14 
(1) Der Anwaltsaſſeſſor kann ſich um feine Zulaſſung als Rechtsanwalt in der Regel erſt zum 
Ende des dritten Anwärterjahres bewerben. Bei vorzugsweiſer Eignung kann er ausnahmsweiſe ſchon 
zu einem früheren Zeitpunkt als Rechtsanwalt zugelaſſen werden. 
(2) Drei Jahre nach dem Ende der Anwärterzeit wird einem Antrage auf Zulaſſung als Rechts⸗ 
anwalt in aller Regel nicht mehr ſtattgegeben. 


B. Die Zulaſſung 
8 15 
(1) Der Rechtsanwalt wird bei einem beſtimmten Gericht zugelaſſen. 
(2) Bei einem Gericht ſollen nicht mehr Rechtsanwälte zugelaſſen werden, als einer geordneten 
Rechtspflege dienlich iſt. 
8 16 
Aber den Antrag auf Zulaſſung als Rechtsanwalt entſcheidet der Senat. Vor der Zulaſſung wird 
der Präſident der Rechtsanwaltskammer gutachtlich gehört. 


§ 17 

Bewerber, die ein öffentliches Amt bekleidet haben, unterliegen nicht den Vorſchriften über den 
Probe- und Anwärterdienſt. 

8 18 

Der bei einem Amtsgericht zugelaſſene Rechtsanwalt iſt auf ſeinen Antrag zugleich bei dem 
Landgericht zuzulaſſen. Bei dem Obergericht ſind die bei dem Landgericht zugelaſſenen Rechtsanwälte 
zugelaſſen. 5 

8 19 

(1) Der Rechtsanwalt ſchwört nach feiner erſten Zulaſſung in der nächſten Sitzung des zuſtändigen 
Ehrengerichts vor dem Präſidenten der Rechtsanwaltskammer folgenden Eid: 

„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden, die Pflichten eines Rechts⸗ 
anwalts gewiſſenhaft zu erfüllen, ſo wahr mir Gott helfe.“ 

(2) Geſtattet ein Geſetz den Mitgliedern einer Religionsgeſellſchaft an Stelle des Eides den Gebrauch 
anderer Beteuerungsformeln, ſo kann der Rechtsanwalt, der Mitglied einer ſolchen Religionsgeſellſchaft 
iſt, dieſe Beteuerungsformel ſprechen. 

(3) Erklärt der Rechtsanwalt, daß er gegen die Eidesleiſtung in religiöjer Form Bedenken habe, 
lo kann er den Eid ohne die religiöfe Beteuerungsformel leiſten. 


8 20 

(1) Der Rechtsanwalt muß an dem Ort des Gerichts, bei dem er zugelaſſen iſt, ſeinen Wohnſitz 
nehmen und eine Kanzlei einrichten. Inwieweit benachbarte Orte im Sinne dieſer Vorſchrift als 
ein Ort anzuſehen ſind, beſtimmt der Senat. 

(2) Der Rechtsanwalt darf ohne Zuſtimmung des Präſidenten der Rechtsanwaltskammer weder eine 
Zweigſtelle einrichten noch außerhalb der Kanzlei Sprechtage abhalten. 

(3) Iſt der Rechtsanwalt gleichzeitig bei mehreren Gerichten in verſchiedenen Orten zugelaſſen, ſo 
beſtimmt der Senat, an welchem dieſer Orte der Rechtsanwalt ſeinen Wohnſitz zu nehmen und ſeine 
Kanzlei einzurichten hat. 

(4) Der Senat kann Ausnahmen von den Vorſchriften der Abſätze 1 und 2 bewilligen; die Be⸗ 
willigung iſt widerruflich. Die Bewilligung ſowie die Beſtimmung des Wohnſitzes oder des Ortes der 
Kanzlei nach Abſatz 3 können mit Auflagen verbunden werden. Wird auf Grund einer Auflage ein 
Zuſtellungsbevollmächtigter beſtellt, ſo kann dieſem wie einem Rechtsanwalt gegen Empfangsbekenntnis 
zugeſtellt werden ($$ 198, 212 a der Zivilprozeßordnung). Kann eine Zuſtellung an den Zuſtellungs⸗ 
bevollmächtigten an dem Orte, an dem er beſtellt oder zu beſtellen war, nicht ausgeführt werden, ſo 
kann dem Rechtsanwalt durch Aufgabe zur Poſt zugeſtellt werden. 
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(5) Die Mehrkoſten, welche bei der Vertretung einer Partei vor einem Kollegialgericht durch einen 
bei demſelben zugelaſſenen Rechtsanwalt dadurch entſtehen, daß der letztere ſeine Kanzlei nicht am Orte 
des Gericht hat, iſt die Gegenpartei zu erſtatten nicht verpflichtet. 


8 21 
(1) Bei jedem Gericht iſt eine Liſte der dort zugelaſſenen Rechtsanwälte zu führen. Die Eintragung 
erfolgt nach der Zulaſſung. In der Liſte iſt der Zeitpunkt der Zulaſſung, der Wohnſitz und die Kanzlei 
des Rechtsanwalts zu vermerken. 
(2) Mit der Eintragung beginnt die Befugnis des Rechtsanwalts, die Anwaltstätigkeit auszuüben. 
(3) Jede Veränderung des Wohnſitzes und der Kanzlei muß der Rechtsanwalt zur Eintragung in 
die Liſte anzeigen. 
8 22 
Die Zulaſſung wird zurückgenommen, 

1. wenn die Verhältniſſe des Antragſtellers und die Art ſeiner Wirtſchaftsführung die Belange 
der Rechtſuchenden gefährden; 

2. wenn der Rechtsanwalt einer Tätigkeit nachgeht, die der Würde des Anwaltsberufs wider- 
ſpricht; 

3. wenn der Rechtsanwalt infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner 
körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur ordnungsmäßigen Ausübung des Anwaltsberufs dauernd 
unfähig iſt; 

4. wenn der Rechtsanwalt nicht binnen drei Monaten ſeit ſeiner Zulaſſung an dem nach $ 20 
beſtimmten Orte ſeinen Wohnſitz nimmt oder ſeine Kanzlei einrichtet, oder wenn er es einen 
Monat lang verſäumt hat, die ihm auf Grund des § 20 Abſ. 4 gemachten Auflagen zu 
erfüllen; 

wenn der Rechtsanwalt feinen Wohnſitz oder feine Kanzlei aufgibt; 
6. wenn ſich nach der Zulaſſung ergibt, daß der Rechtsanwalt infolge ſtrafgerichtlichen Urteils 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter im Zeitpunkt ſeiner Zulaſſung nicht beſaß. 


8 23 

(1) Die Zulaſſung wird ferner zurückgenommen, wenn der Rechtsanwalt ein Amt bekleidet oder eine 
Beſchäftigung betreibt, die mit dem Beruf des Rechtsanwalts nicht vereinbar ſind. 

(2) Bekleidet der Rechtsanwalt, ohne daneben die anwaltliche Berufstätigkeit ſelbſt auszuüben, ein 
Gemeindeamt oder hauptamtlich ein einem Gemeindeamt gleich zu bewertendes Amt auf Probe, Wider- 
ruf oder Kündigung, ſo iſt eine Zurücknahme der Zulaſſung auf Grund des Abſatzes 1 innerhalb der 
erſten zwei Jahre nach Antritt des Amtes nicht zuläſſig. 


8 24 
Die Zulaſſung kann zurückgenommen werden, wenn der Rechtsanwalt infolge gerichtlicher Anordnung 
in der Verfügung über ſein Vermögen beſchränkt iſt. 


8 25 
Die Zulaſſung wird durch den Senat nach Anhörung des Präſidenten der Rechtsanwaltskammer 
zurückgenommen. 8 26 


(1) Liegen die Vorausſetzungen für die Zurücknahme der Zulaſſung nach $ 22 Ziffern 1 bis 3 
oder $ 23 vor, jo hat der Senat dem Rechtsanwalt durch ſchriftlichen Beſcheid zu eröffnen, daß und aus 
welchen Gründen die Zulaſſung zurückgenommen werden müſſe. Binnen einer Friſt von einem Monat 
nach dieſer Eröffnung kann der Rechtsanwalt durch ſchriftliche Erklärung gegenüber dem Senat bean- 
tragen, das Vorliegen der Vorausſetzungen für eine Zurüdnahme im objektiven ehrengerichtlichen Ver⸗ 
fahren nachzuprüfen. Hat der Rechtsanwalt binnen dieſer Friſt die Nachprüfung nicht beantragt, ſo 
wird die Zulaſſung zurückgenommen. 

(2) Im übrigen wird die Zulaſſung zurückgenommen, ſobald das Vorliegen der Voraus- 
ſetzungen für eine Zurücknahme aus einem der im 8 22 Ziffern 1 bis 3 und § 23 angegebenen Gründe 
im objektiven ehrengerichtlichen Verfahren rechtskräftig feſtgeſtellt iſt. Im Falle des § 23 darf die 
Zurücknahme erſt erfolgen, wenn der Rechtsanwalt länger als einen Monat nach der Rechtskraft der 
Entſcheidung die beanſtandete Beſchäftigung fortgeſetzt hat. 


8 27 


(1) In den Fällen des $ 22 Ziffern 4 bis 6 und des $ 24 muß der Zurücknahme die Anhörung 
des Betroffenen vorausgehen. 
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(2) Ein die Zulaſſung zurücknehmender Beſcheid muß den Grund der Zurücknahme angeben. 


8 28 

(1) Stirbt der Rechtsanwalt oder gibt er die Rechte aus der Zulaſſung auf oder wird die Zu— 
laſſung zurückgenommen oder verliert der Rechtsanwalt infolge Urteils die Fähigkeit zur Ausübung des 
Anwaltsberufs, ſo iſt er in der Rechtsanwaltsliſte zu löſchen. 

(2) Frühere Rechtsanwälte dürfen die Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt“ auch mit einem 1 
das Erlöſchen der Zulaſſung hinweiſenden Zuſatz nicht führen, es ſei denn, daß ihnen die Weiterführung 
dieſer Berufsbezeichnung auf Vorſchlag des Präſidenten der Rechtsanwaltskammer von dem Senat ge— 
ſtattet wird. 

8 29 

(1) Die Stellvertretung eines an der Ausübung ſeines Berufs zeitweiſe verhinderten Rechtsanwalts 
kann nur einem Rechtsanwalt oder anderen Perſonen übertragen werden, welche die Befähigung zum 
Richteramt erlangt haben und in ihrer Perſon die Vorausſetzungen für die Berufung in das Beamten- 
verhältnis erfüllen. 

(2) Wird die Stellvertretung nicht von einem bei demſelben Gericht zugelaſſenen Rechtsanwalt 
übernommen, ſo muß die Beſtellung des Stellvertreters beim Gerichtspräſidenten nachgeſucht werden. 

(3) Auf die im Abſatz 1 bezeichneten Stellvertreter finden die Vorſchriften des 8157 Abſätze 1, 2 
der Zivilprozeßordnung keine Anwendung. Das gleiche gilt für die im Probedienſt befindlichen Aſſeſſoren 
ſowie für die einem Rechtsanwalt zur Ausbildung überwieſenen Gerichtsreferendare, wenn ſie den Rechts- 
anwalt in Fällen vertreten, in denen eine Vertretung durch einen Rechtsanwalt nicht geboten iſt, oder 
wenn ſie unter Beiſtand des Rechtsanwalts die Ausführung der Parteirechte übernehmen. 


8 30 
Iſt ein Rechtsanwalt, für den ein Stellvertreter beſtellt iſt, geſtorben, ſo ſind Rechtshandlungen, die 
von dem Stellvertreter oder ihm gegenüber vor der Löſchung des Rechtsanwalts vorgenommen worden 
ſind, nicht deshalb unwirkſam, weil der Rechtsanwalt zur Zeit der Beſtellung des Vertreters oder zur 
Zeit der Vornahme der Rechtshandlung nicht mehr gelebt hat. 


Zweiter Abſchnitt 
Rechte und Pflichten der Rechtsanwälte 


8 31 
(1) Der Rechtsanwalt hat ſeinen Beruf getreu ſeinem Eide gewiſſenhaft auszuüben. 
(2) Er hat ſich auch außerhalb ſeiner Berufstätigkeit des Vertrauens und der Achtung würdig 
zu erweiſen, die ſein Beruf als Diener am Recht erfordert. 


8 32 
(1) Der Rechtsanwalt hat ſeine Berufstätigkeit zu verſagen: 
1. wenn ſie für eine pflichtwidrige Handlung in Anſpruch genommen wird; a 
2. wenn ſie von ihm in derſelben Rechtsſache bereits einer anderen Partei im entgegengeſetzten 
Intereſſe gewährt iſt; 
3. wenn er ſie in einer ſtreitigen Angelegenheit gewähren ſoll, an deren Entſcheidung er als 
Richter teilgenommen hat. 

(2) In bürgerlichen Streitverfahren einſchließlich ſchiedsrichterlicher Verfahren, in Strafſachen und 
in verwaltungsgerichtlichen Verfahren hat der Rechtsanwalt ferner ſeine Berufstätigkeit als Prozeß⸗ 
bevollmächtigter zu verſagen, wenn er zu ſeinem Auftraggeber in einem ſtändigen Dienſt- oder ähnlichen 
ſtändigen Geſchäftsverhältnis ſteht. 

8 33 

(1) Inſoweit eine Vertretung durch Anwälte geboten iſt, kann nur ein bei dem Prozeßgericht zu— 
gelaſſener Rechtsanwalt die Vertretung als Prozeßbevollmächtigter übernehmen. 

(2) In der mündlichen Verhandlung, einſchließlich der vor dem Prozeßgericht erfolgenden Beweis— 
aufnahme, kann jedoch jeder Rechtsanwalt die Ausführung der Parteirechte und für den Fall, daß der 
bei dem Prozeßgericht zum Prozeßbevollmächtigten beſtellte Rechtsanwalt ihm die ä überträgt, 
auch dieſe übernehmen. 

8 34 

Der Rechtsanwalt muß, wenn er ſich über eine Woche hinaus von ſeinem Wohnſitz entfernen will, 

für ſeine Stellvertretung ſorgen, auch dem Vorſitzenden des Gerichts, bei welchem er zugelaſſen iſt, ſowie 
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dem Amtsgericht, in deſſen Bezirk er ſeinen Wohnſitz hat, Anzeige machen und den Stellvertreter be— 
nennen. b 
8 35 
Der Rechtsanwalt, deſſen Berufstätigkeit in Anſpruch genommen wird, iſt verpflichtet, wenn er den 
Antrag nicht annimmt, die Ablehnung ohne Verzug zu erklären, widrigenfalls er den durch die Ver⸗ 
zögerung erwachſenden Schaden zu erſetzen hat. 


8 36 

(1) Der Rechtsanwalt iſt nicht verpflichtet, vor Empfang feiner Auslagen und Gebühren die Hand⸗ 
akten dem Auftraggeber herauszugeben. 

(2) Die Pflicht zur Aufbewahrung der Handakten erliſcht mit Ablauf von fünf Jahren nach 
Beendigung des Auftrags und ſchon vor Beendigung dieſes Zeitraums, wenn der Auftraggeber, zur 
Empfangnahme der Handakten aufgefordert, ſie nicht binnen ſechs Monaten nach erhaltener Aufforde- 
rung in Empfang genommen hat. 

; 8 37 

Der Anſpruch der Partei auf Schadenserfa aus dem zwiſchen ihr und dem Rechtsanwalt be⸗ 

ſtehenden Vertragsverhältnis verjährt in fünf Jahren. 


8 38 
Außer den in der Zivilprozeßordnung bezeichneten Fällen hat das Prozeßgericht, inſoweit eine Ver⸗ 
tretung durch Anwälte geboten iſt, einer Partei auf Antrag einen Rechtsanwalt zur Wahrnehmung 
ihrer Rechte beizuordnen, wenn die Partei einen zu ihrer Vertretung geneigten Anwalt nicht findet 
und die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht mutwillig oder ausſichtslos erſcheint. 


8 39 
(1) Einer Partei, welcher das Armenrecht bewilligt iſt, kann auch, inſoweit eine Vertretung durch An⸗ 
wälte nicht geboten iſt, zur vorläufig unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte von dem Prozeß⸗ 
gericht ein Rechtsanwalt auf Antrag beigeordnet werden. 
(2) Die Beiordnung eines beſonderen Anwalts zur Wahrnehmung einer auswärtigen Beweisauf⸗ 
nahme oder zur Vermittlung des Verkehrs mit dem Prozeßbevollmächtigten iſt nur zuläſſig, wenn 
beſondere Umſtände dies erfordern. 


8 40 
Gegen die Entſcheidung, durch welche die Beiordnung eines Rechtsanwalts abgelehnt wird, ſteht 
der Partei die Beſchwerde nach Maßgabe der Zivilprozeßordnung zu. 


§ 41 
(1) Der beizuordnende Rechtsanwalt wird durch den Vorſitzenden des Gerichts aus der Zahl der 
bei dieſem zugelaſſenen Rechtsanwälte ausgewählt. Sind bei einem Amtsgericht keine Rechtsanwälte zu⸗ 
gelaſſen oder die zugelaſſenen Rechtsanwälte an der Vertretung behindert, ſo kann ein Rechtsanwalt 
beigeordnet werden, der bei einem benachbarten Amtsgericht oder dem Landgericht zugelaſſen iſt. 
(2) Im Falle des $ 39 Abſ. 2 wird der Rechtsanwalt auf Erſuchen von dem Amtsgericht bei- 
geordnet, in deſſen Bezirk die Beweisaufnahme ſtattfinden ſoll oder die Partei wohnt. 
(3) Gegen die Verfügung ſteht der Partei und dem Rechtsanwalt die Beſchwerde nach Maßgabe 
der Zivilprozeßordnung zu. 
8 42 
Die Mehrkoſten, welche bei der Vertretung einer armen Partei durch den ihr beigeordneten Rechts 
anwalt dadurch entſtehen, daß der letztere ſeinen Wohnſitz nicht am Orte des Gerichts hat, iſt die 
Gegenpartei zu erſtatten nicht verpflichtet. 
i 8 43 
Im Falle des 8 38 kann der beigeordnete Rechtsanwalt die Übernahme der Vertretung davon 
abhängig machen, daß ihm ein nach den Vorſchriften der Gebührenordnung zu bemeſſender Vorſchuß 
gezahlt wird. 
8 44 
(1) Für die Verpflichtung des Rechtsanwalts, in Strafſachen die Verteidigung zu führen, ſind die 
Beſtimmungen der Strafprozeßordnung maßgebend. 
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(2) In denjenigen Fällen, in welchen nach $ 144 der Strafprozeßordnung die Beſtellung des Ver— 
teidigers durch den Vorſitzenden des Landgerichts oder den Amtsrichter zu erfolgen hat, ſtehen den am 
Sitze des Gerichts wohnhaften Rechtsanwälten die innerhalb des Bezirks desſelben wohnhaften und 
bei demſelben zugelaſſenen gleich. Auf Reiſekoſten und Tagegelder für die Reiſe nach dem Sitze des 
Gerichts haben dieſelben keinen Anſpruch. 
8 45 
Der Rechtsanwalt iſt verpflichtet, den im Vorbereitungsdienſt bei ihm beſchäftigten Gerichts⸗ 
referendaren Anleitung und Gelegenheiten zu praktiſchen Arbeiten zu geben. 


Dritter Abſchnitt 
Die Nechtsanwaltskammer 
8 46 
(1) Die bei den Gerichten der Freien Stadt Danzig zugelaſſenen Rechtsanwälte find in der Rechts⸗ 
anwaltskammer für die Freie Stadt Danzig zuſammengeſchloſſen. 
(2) Die Rechtsanwaltskammer iſt rechtsfähig. Sie erfüllt ihre Aufgaben als Selbſtverwaltungs⸗ 
angelegenheiten. 
(3) Die Aufſicht über die Rechtsanwaltskammer und ihre Organe und ſonſtigen Einrichtungen übt 
der Senat aus. 
8 47 
An der Ausbildung der Aſſeſſoren im Probe- und Anwärterdienſt mitzuwirken und die Auszahlung 
der ihnen zuſtehenden Bezüge zu ſichern, iſt Aufgabe der Rechtsanwaltskammer. 


8 48 
(1) Die Rechtsanwaltskammer kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben von ihren Mitgliedern Bei- 
träge erheben, ſoweit die erforderlichen Mittel nicht auf andere Weiſe aufgebracht werden. 
(2) Bei Bemeſſung der Beiträge iſt auf die wirtſchaftliche Lage der Mitglieder Rücksicht zu nehmen. 
Die Beiträge ſind angemeſſen zu ſtaffeln. Rückſtändige Beiträge können auf Grund einer von dem Prä⸗ 
ſidenten der Rechtsanwaltskammer ausgeſtellten, mit der Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit verſehenen 
Zahlungsaufforderung nach den Vorſchriften über die Vollſtreckung von Urteilen in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten eingezogen werden. 
8 49 
Organe der Rechtsanwaltskammer ſind: 
der Präſident, 
das Präſidium, 
der Ehrengerichtshof und das Ehrengericht. 


8 50 
(1) Der Präſident der Rechtsanwaltskammer vertritt dieſe gerichtlich und außergerichtlich. 
(2) Der Präſident der Rechtsanwaltskammer wird vom Senat auf fünf Jahre berufen. 


8 51 

(1) Das Präſidium der Rechtsanwaltskammer beſteht aus fünf Rechtsanwälten und drei Ver⸗ 
tretern. Einem der Mitglieder obliegt die ſtändige Vertretung des Präſidenten. Der ſtändige Ver⸗ 
treter des Präſidenten, die übrigen Mitglieder des Präſidiums und die Vertreter werden von dem 
Senat auf Vorſchlag des Präſidenten der Rechtsanwaltskammer auf fünf Jahre berufen. 

(2) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf feiner Amtszeit aus, ſo treten an feine Stelle die Stellver- 
treter in der Reihenfolge ihrer Berufung. Scheiden ſo viele Mitglieder oder Vertreter während ihrer 
Amtszeit aus, daß die verbleibende Geſamtzahl unter ſieben ſinkt, ſo wird für den Reſt der Amtszeit 
die erforderliche Zahl neuer Mitglieder und Vertreter (Abſ. 1) berufen. 


8 52 
(1) Das Präſidium berät den Präſidenten der Rechtsanwaltskammer in Fragen von allgemeiner 
Bedeutung. 
(2) Es iſt gutachtlich zu hören: 
a) bei der Aufſtellung des Haushaltsplans und bei der Feſtſetzung der Beiträge der Rechts- 
anwaltskammer, 
b) zur jährlichen Rechnungslegung und 
c) zu Anderungen der Geſchäftsordnung der Rechtsanwaltskammer. 
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(3) Das Präſidium iſt verpflichtet, Guthaben aus dem Gebiet des Anwaltsrechts und des 
Anwaltsweſens auf Erfordern des Senats, des Obergerichts oder des Ehrengerichtshofes zu erſtatten. 


S$ 53 bis 55 
fehlen. 


§ 56 
Der Präſident der Rechtsanwaltkammer kann nach Anhörung des Präſidiums eine Geſchäfts— 
ordnung erlaſſen. Er regelt darin den Geſchäftsgang und die Verteilung der Geſchäfte unter die Mit- 
glieder des Präſidiums. 
8 57 
Der Präſident der Rechtsanwaltskammer iſt befugt, Rechtsanwälten und Anwaltsaſſeſſoren bei 
leichteren Pflichtverletzungen eine Rüge zu erteilen oder eine Mißbilligung auszuſprechen. Richtet ſich 
die Maßnahme gegen einen Rechtsanwalt, ſo hat der Präſident vor ſeiner Entſcheidung einen aus 
drei Mitgliedern des Präſidiums gebildeten ſtändigen Ausſchuß gutachtlich zu hören. 


8 58 
Der Präſident der Rechtsanwaltskammer vermittelt auf Antrag bei Streitigkeiten zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Rechtsanwaltskammer oder zwiſchen Mitgliedern und deren Auftraggebern. 


8 59 
Der Präſident der Rechtsanwaltskammer erſtattet Gutachten, welche bei Streitigkeiten zwiſchen 
einem Mitglied der Rechtsanwaltskammer und deſſen Auftraggeber von den Gerichten erfordert 


werden. 
8 60 


(1) Rechtsanwälte und Anwaltsaſſeſſoren haben auf die von dem Präſidenten der Rechtsanwalts- 
kammer in Ausübung ſeiner geſetzlichen Befugniſſe erlaſſenen Ladungen zu erſcheinen, die verlangten 
Aufſchlüſſe zu erteilen und den zu dieſem Zwecke erlaſſenen Anordnungen Folge zu leiſten. 

(2) Zur Erzwingung einer ſolchen Anordnung können Geldſtrafen bis zum Geſamtbetrage von 
300 Gulden feſtgeſetzt werden. Der Feſtſetzung einer Strafe muß deren ſchriftliche Androhung vor— 


angehen. 
$ 61 


Mit Ausnahme ſeiner auf § 57 beruhenden Tätigkeit kann der Präſident der Rechtsanwalts— 
kammer ſeine Geſchäfte im Einzelfalle einem Mitglied des Präſidiums ganz oder teilweiſe übertragen. 


$ 62 


Alljährlich eritattet der Präſident der Rechtsanwaltskammer dem Senat einen ſchriftlichen Bericht 
über die Tätigkeit und die Lage der Rechtsanwaltskammer. 


8 63 
Verhandlungen und Erlaſſe der Rechtsanwaltskammer und ihrer Organe und die an dieſe Stellen 
gerichteten Erlaſſe und Eingaben ſind, ſoweit ſie nicht eine Beurkundung von Rechtsgeſchäften ent- 
halten, frei von Gebühren und Stempeln. 


Vierter Abſchnitt 
Ehrengerichtliches Verfahren 
§ 64 
Rechtsanwälte und Anwaltsaſſeſſoren, welche die ihnen obliegenden Pflichten verletzen, werden, 
ſofern nicht Maßnahmen nach § 57 ausreichen, ehrengerichtlich beſtraft. 
8 65 5 
(1) Die ehrengerichtlichen Strafen find: 
1. für Rechtsanwälte: Warnung, Verweis, Geldſtrafe bis zu 5000 Gulden, Ausſchließung 
von der Rechtsanwaltſchaft; 
2. für Anwaltsaſſeſſoren: Warnung, Verweis, Geldſtrafe bis zu 500 Gulden, Ausſchließung 
vom Anwärterdienſt. 
(2) Geldſtrafe und Verweis können nebeneinander verhängt werden. 
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3) Eine Beſtrafung im ehrengerichtlichen Verfahren wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der 
Präſident det Anwaltskammer dem Rechtsanwalt oder dem Anwaltsaſſeſſor nach $ 57 eine Rüge 
erteilt oder eine Mißbilligung ausgeſprochen hat. 

§ 66 

Wegen Handlungen, die ein Rechtsanwalt oder Anwaltsaſſeſſor vor ſeiner Verpflichtung als An⸗ 
waltsaſſeſſor oder ein Rechtsanwalt, der keinen An wärterdienſt geleiſtet hat, vor ſeiner Zulaſſung als 
Rechtsanwalt begangen hat, iſt ein ehrengerichtliches Verfahren nur zuläſſig, wenn auf Ausſchließung zu 
erkennen iſt. 

$ 67 

(1) Iſt gegen einen Rechtsanwalt oder einen Anwaltsaſſeſſor wegen einer ſtrafbaren Handlung die 
öffentliche Klage erhoben, ſo iſt während der Dauer des Strafverfahrens ein wegen derſelben Tat⸗ 
ſachen eingeleitetes ehrengerichtliches Verfahren auszuſetzen. Die Ausſetzung ſteht dem Erlaß eines Ver⸗ 
tretungsverbots nicht entgegen. 

(2) Iſt im Strafverfahren gegen einen Anwaltsaſſeſſor ein Urteil ergangen, das den Verluſt der 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter zur Folge hat, ſo ſcheidet der Anwaltsaſſeſſor mit der 
Rechtskraft dieſes Urteils aus dem Anwärterdienſt aus. 

(3) Iſt im Strafverfahren auf Freiſprechung erkannt, ſo findet wegen derjenigen Tatſachen, welche in 
dieſem zur Erörterung gekommen ſind, ein ehrengerichtliches Verfahren nur inſofern ſtatt, als dieſe an 
ſich und unabhängig von dem Tatbeſtand einer im Strafgeſetz vorgeſehenen Handlung die ehren⸗ 
gerichtliche Beſtrafung begründen. 

(4) Iſt im Strafverfahren eine Verurteilung ergangen, welche die Unfähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Amter nicht zur Folge hat, ſo beſchließt das Ehrengericht, ob außerdem das ehrengericht⸗ 
liche Verfahren zu eröffnen oder fortzuſetzen ſei. Für die Entſcheidung im ehrengerichtlichen Verfahren 
ſind die tatſächlichen Feſtſtellungen des ſtrafgerichtlichen Urteils bindend, wenn nicht das erkennende 
Gericht einſtimmig die wiederholte Prüfung beſchließt. 

(5) Iſt der Angeklagte flüchtig und wird die Hauptverhandlung gegen ihn nicht durchgeführt, 
ſo findet Abſatz 1 keine Anwendung. 


8 68 
Inſoweit nicht aus den nachfolgenden Beſtimmungen Abweichungen ſich ergeben, finden auf das 
ehrengerichtliche Verfahren die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über das Verfahren in den zur 
Zuſtändigkeit der Schöffengerichte gehörigen Strafſachen und die Vorſchriften der 88 155 Nr. II, 176, 
184 bis 198 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 


8 69 
Im erſten Rechtszug iſt das Ehrengericht, im zweiten Rechtszug der Ehrengerichtshof der Rechts⸗ 
anwaltskammer zuſtändig. 
8 70 
(1) Für den Präſidenten und die Mitglieder des Präſidiums der Rechtsanwaltskammer iſt als 
Ehrengericht allein der Ehrengerichtshof der Rechtsanwaltskammer zuſtändig. 
(2) Seine Entſcheidungen ſind endgültig. 


8 71 

(1) Das Ehrengericht bei der Rechtsanwaltskammer beſteht aus fünf Mitgliedern. Den Vorſitz 
führt der Präſident der Rechtsanwaltskammer, im Falle ſeiner Behinderung das mit ſeiner ſtändigen 
Vertretung betraute Mitglied des Präſidiums (8 51 Abi. 1 Satz 2). Er beſtimmt jeweils am Jahres⸗ 
beginn aus den Mitgliedern der Rechtsanwaltskammer, die Mitglieder des Ehrengerichts und deren 
Vertreter, ferner die Reihenfolge, in der Richter und Vertreter in den Sitzungen mitzuwirken haben. 

(2) Im Laufe des Jahres können dieſe Beſtimmungen für den Reſt des Jahres nur geändert 
werden, wenn die Überlaſtung des Ehrengerichts oder einer Kammer oder das Ausſcheiden oder die 
dauernde Behinderung einzelner Mitglieder die Anderung notwendig macht. 

(3) Die allgemeine Dienſtaufſicht über das Ehrengericht führt der Präſident der Rechtsanwalts⸗ 
kammer. 

§ 72 fehlt. 


8 73 


(1) Der Antrag auf Eröffnung der Vorunterſuchung kann von dem Ehrengericht ſowohl aus 
rechtlichen als aus tatſächlichen Gründen abgelehnt werden. 
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(2) Gegen den ablehnenden Beſchluß ſteht der Staatsanwaltſchaft die ſofortige Beſchwerde zu. 
(3) Gegen den die Vorunterſuchung eröffnenden Beſchluß ſteht dem Angeſchuldigten keine Be⸗ 
ſchwerde zu. i 


8 74 
(1) Das Ehrengericht kann beſchließen, daß ohne Vorunterſuchung das Hauptverfahren zu er— 
öffnen ſei. 
(2) Beſchwerde findet nicht ſtatt. 
8 
Mit der Führung der Vorunterſuchung wird ein Richter durch den Gerichtspräſidenten beauftragt. 
8 76 


Die Verhaftung und vorläufige Feſtnahme ſowie die Vorführung des Angeſchuldigten iſt unzu⸗ 
läſſig. 
8 77 . 
Die Beeidigung von Zeugen und Sachverſtändigen kann in der Vorunterſuchung erfolgen, auch 
wenn die Vorausſetzungen der 88 66, 223 der Strafprozeßordnung nicht vorliegen. 


8 78 


Beantragt die Staatsanwaltſchaft eine Ergänzung der Vorunterſuchung, jo hat der Unterſuchungs— 
richter, wenn er dem Antrag nicht ſtattgeben will, die Entſcheidung des Ehrengerichts einzuholen. 


8 79 
Nach geſchloſſener Vorunterſuchung ſind dem Angeſchuldigten auf ſeinen Antrag die Ergebniſſe des 
bisherigen Verfahrens mitzuteilen. 
8 80 
Die Anklageſchrift hat die dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegte Pflichtverletzung durch Angabe der 
ſie begründenden Tatſachen zu bezeichnen und, ſoweit in der Hauptverhandlung Beweiſe erhoben werden 
ſollen, die Beweismittel anzugeben. 
8 81 
Iſt der Angeſchuldigte außer Verfolgung geſetzt oder die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt, 
ſo kann die Klage nur während eines Zeitraums von fünf Jahren ſeit dem Tage des Beſchluſſes und 
nur auf Grund neuer Tatſachen oder Beweismittel wieder aufgenommen werden. 


8 82 
In dem Beſchluſſe, durch welchen das Hauptverfahren eröffnet wird, iſt die dem Angeklagten zur 
Laſt gelegte Pflichtverletzung durch Angabe der ſie begründenden Tatſachen zu bezeichnen. 


8 83 
Die Mitteilung der Anklageſchrift erfolgt mit der Ladung zur Hauptverhandlung. 


8 84 
In der Hauptverhandlung iſt als Protokollführer ein dem Präſidium der Rechtsanwaltskammer 
nicht angehörender, am Sitze des Ehrengerichts wohnhafter Rechtsanwalt von dem Vorſitzenden zu⸗ 
zuziehen. 
bal $ 85 
Die Hauptverhandlung iſt nicht öffentlich. Mitglieder der Rechtsanwaltskammer ſind als Zuhörer 
zuzulaſſen, andere Perſonen nur nach dem Ermeſſen des Vorſitzenden. 


8 86 
(1) Das Ehrengericht kann auch dann entſcheiden, wenn der ordnungsmäßig geladene Angeklagte 
in der Hauptverhandlung nicht erſcheint. 
(2) Das Ehrengericht kann das perſönliche Erſcheinen des Angeklagten unter der Verwarnung 
anordnen, daß bei ſeinem Ausbleiben ein Vertreter nicht werde zugelaſſen werden. 


8 87 
In der Hauptverhandlung hält nach Verleſung des Beſchluſſes über die Eröffnung des Haupt— 
verfahrens ein Berichterſtatter in Abweſenheit der Zeugen einen Vortrag über die Ergebniſſe des 
bisherigen Verfahrens, ſoweit dieſelben ſich auf die in dem Beſchluſſe über die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens enthaltenen Tatſachen beziehen. 


9⁵ 
8 88 


Das Ehrengericht bestimmt den Umfang der Beweisaufnahme, ohne hierbei durch Anträge, Ber- 
zichte oder frühere Beſchlüſſe gebunden zu ſein. * 


8 89 

(1) Das Ehrengericht kann nach freiem Ermeſſen die Vernehmung von Zeugen oder Sachverſtän⸗ 
digen durch einen erſuchten Richter oder in der Hauptverhandlung anordnen. Beweiserhebungen durch 
einen erſuchten Richter kann zur Vorbereitung der Hauptverhandlung auch der Vorſitzende des Ehren- 
gerichts anordnen, wenn das Einholen einer Entſcheidung des Ehrengerichts das Verfahren verzögern 
würde. : 

(2) Auf das Erſuchen finden die 88 157 bis 159, 165 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende 
Anwendung. 

(3) Die Vernehmung muß auf Antrag der Staatsanwaltſchaft oder des Angeſchuldigten in der 
Hauptverhandlung erfolgen, ſofern nicht vorausſichtlich der Zeuge oder Sachverſtändige am Erſcheinen 
in der Hauptverhandlung verhindert oder ſein Erſcheinen wegen großer Entfernung beſonders erſchwert 
ſein wird. 

8 90 

Die Verhängung von Zwangsmaßregeln ſowie die Feſtſetzung von Strafen gegen Zeugen und 
Sachverſtändige, welche in der Hauptverhandlung ausbleiben oder ihre Ausſage oder deren Beeidigung 
verweigern, erfolgt auf Erſuchen durch das Amtsgericht, in deſſen Bezirk dieſelben ihren Wohnſitz und 
in Ermangelung eines ſolchen ihren Aufenthalt haben. 


8 91 
Die Ausſage eines außerhalb der Hauptverhandlung vernommenen Zeugen oder Sachverſtändigen, 


deſſen Vernehmung nicht in der Hauptverhandlung erfolgen muß, iſt, ſofern es die Staatsanwaltſchaft 
oder der Angeklagte beantragt oder das Ehrengericht es für erforderlich erachtet, zu verleſen. 


T g 8 92 
Für die Verhandlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der Beſchwerde iſt zuſtändig 
a) bei Beſchwerden gegen Verfügungen oder Beſchlüſſe des Ehrengerichts und ſeines Vor⸗ 
ſitzenden: der Ehrengerichtshof; 
b) im übrigen: das Obergericht. 


8 93 

(1) Der Ehrengerichtshof der Rechtsanwaltskammer beſteht aus dem Gerichtspräſidenten als Vor⸗ 
ſitzenden, zwei Mitgliedern des Obergerichts und vier Anwälten, von denen zwei dem Präſidium der 
Rechtsanwaltskammer angehören müſſen. 
2) Die Mitglieder des Obergerichts werden vom Präſidium des Obergerichts, die anwaltlichen 
Mitglieder vom Präſidium der Rechtsanwaltskammer für je ein Geſchäftsjahr beſtimmt. In gleicher 
Weiſe werden die Stellvertreter der dem Obergericht und der Rechtsanwaltskammer angehörigen Mit⸗ 
glieder ſowie die Reihenfolge beſtimmt, in der die Stellvertreter eintreten. Die anwaltlichen Mitglieder 
können nicht gleichzeitig dem Ehrengericht als ordentliche oder ſtellvertretende Mitglieder angehören. 

(3) Der Gerichtspräſident wird durch den dem Dienſtalter nach und bei gleichem Dienſtalter der 
Geburt nach älteſten Senatspräſidenten vertreten. 

(4) Die Beſetzung des Ehrengerichtshofes kann im Laufe eines Jahres nur geändert werden, wenn 
die Überlaſtung des Ehrengerichtshofes oder das Ausſcheiden oder die dauernde Behinderung eines 
Mitgliedes die Anderung notwendig macht. N 


8 94 
Auf das Berufungs- und Beſchwerdeverfahren finden die Vorſchriften der Strafprozeßordnung 
entſprechende Anwendung. Im Berufungsverfahren gelten auch die 88 84, 85, 86 Abi. 1, 88 87 bis 91 
dieſes Geſetzes ſinngemäß. 
8 95 
(1) Iſt gegen einen Rechtsanwalt im ehrengerichtlichen Verfahren die öffentliche Klage erhoben, 
ſo kann gegen ihn durch Beſchluß des Ehrengerichts ein Vertretungsverbot verhängt werden, wenn zu 
erwarten iſt, daß gegen ihn auf Ausſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft erkannt werden wird. 
(2) Der Beſchluß ergeht auf Grund mündlicher Verhandlung. Auf die Ladung und die mündliche 
Verhandlung finden die Vorſchriften über die Hauptverhandlung entſprechende Anwendung, Toweit. 
ſich nicht aus den folgenden Vorſchriften ein anderes ergibt. N 


96 


(3) In der Ladung iſt die dem Rechtsanwalt zur Laſt gelegte Pflichtverletzung zu bezeichnen, ſofern 
nicht die Anklageſchrift ihm bereits mitgeteilt iſt. Auf die Ladung findet der 8 400 der ‚Strafprogeb- 
ordnung Anwendung. 

(4) In der mündlichen Verhandlung ſind die Beteiligten zu hören. Art und Umfang der Beweis⸗ 
aufnahme beſtimmt das Ehrengericht, ohne durch Anträge gebunden zu ſein. 

(5) Zur Verhängung des Vertretungsverbots iſt eine Mehrheit von zwei Dritteilen der Stimmen 
erforderlich. 2 

(6) Das Ehrengericht bann wenn es auf Ausſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft erkannt hat, 
im unmittelbaren Anſchluß an die Hauptverhandlung über das Vertretungsverbot verhandeln und ent- 
ſcheiden. Dies gilt auch dann, wenn der Angeſchuldigte zu der Hauptverhandlung nicht erſchienen iſt. 

(7) Der Beſchluß iſt mit Gründen zu verſehen und dem Angeſchuldigten zuzuſtellen. Wird ein 
Vertretungsverbot verhängt, ſo hat der Präſident der Rechtsanwaltskammer eine beglaubigte Abſchrift 
der Formel des Beſchluſſes dem Senat und dem Gerichtspräſidenten mitzuteilen. 
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(1) Der Beſchluß wird mit der Verkündung wirkſam. 

(2) Dem Rechtsanwalt, gegen den das Vertretungsverbot verhängt iſt, iſt verboten, vor einem 
Gericht, einer ſonſtigen Behörde oder einem Schiedsgericht in Perſon aufzutreten, Vollmachten oder 
Untervollmachten zu erteilen und mit Gerichten, ſonſtigen Behörden, Schiedsgerichten oder Rechts⸗ 
anwälten ſchriftlichen Verkehr zu pflegen. Dies gilt nicht für die Wahrnehmung der eigenen Ange⸗ 
legenheiten des Rechtsanwalts und der Angelegenheiten ſeiner Ehefrau und ſeiner minderjährigen 
Kinder, ſoweit nicht Anwaltszwang beſteht. Die rechtliche Wirkſamkeit von Handlungen des Rechts- 
anwalts wird durch das Vertretungsverbot nicht berührt. 

(3) Ein Rechtsanwalt, der dem Vertretungsverbot wiſſentlich zuwiderhandelt, iſt mit Ausſchließung 
zu beſtrafen, ſofern nicht nach den beſonderen Verhältniſſen des Falles eine mildere Strafe ausreichend iſt. 

(4) Gerichte und ſonſtige Behörden ſollen einen Rechtsanwalt, der entgegen dem Vertretungsverbot 
vor ihnen in Perſon auftritt, zurückweiſen. 


8 97 

Der Beſchluß unterliegt der ſofortigen Beſchwerde. Die Beſchwerde gegen die Verhängung des Ber- 
tretungsverbots hat keine aufſchiebende Wirkung. Auf das Verfahren finden die Vorſchriften des $ 95 
Abſätze 2, 3 Satz 2, Abſätze 4, 5, 7 Satz 1 und, wenn das 5 aufgehoben wird, auch 

Satz 2 entſprechende Anwendung. 
8 98 

(1) Für den Rechtsanwalt, gegen den das Vertretungsverbot verhängt iſt, iſt im Falle des Be- 
dürfniſſes von dem Gerichtspräſidenten nach Anhörung des Präſidenten der Rechtsanwaltskammer ein 
Stellvertreter zu beſtellen. § 29 Abſätze 1, 3 Satz 1 findet Anwendung. Der e kann einen 
geeigneten Vertreter vorſchlagen. 

(2) Ein Rechtsanwalt, dem die Stellvertretung übertragen wird, darf ſie nur aus einem wichtigen 
Grunde ablehnen. Über die Ablehnung entſcheidet der ee Vor der Entſcheidung iſt der 
Präſident der Rechtsanwaltskammer zu hören. FF 

(3) Der Stellvertreter führt ſein Amt unter eigener eee und ohne an Weisungen des 
Vertretenen gebunden zu ſein, für deſſen Rechnung und auf deſſen Koſten. Der Vertretene iſt verpflichtet, 
dem Stellvertreter eine angemeſſene Vergütung zu zahlen. Auf Verlangen des Stellvertreters oder des 
Vertretenen iſt die Vergütung vom Präſident der Rechtsanwaltskammer feſtzuſetzen. Für die feſtgeſetzte 
Vergütung haftet die Rechtsanwaltskammer wie ein Bürge. 
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(1) Das Vertretungsverbot tritt außer Kraft, wenn in dem ehrengerichtlichen Verfahren ein nicht 
auf Ausſchließung lautendes Urteil ergeht oder der Angeſchuldigte außer Verfolgung geſetzt wird. 

(2) Das Vertretungsverbot iſt von dem Ehrengericht, bei dem des ehrengerichtliche Verfahren im 
Rechtszuge ſchwebt, aufzuheben, wenn ſich herausſtellt, daß die Vorausſetzungen für 9 Verhängung 
nicht oder nicht mehr vorliegen. 

(8) Beantragt der Angeſchuldigte die Aufhebung des Vertretungsverbots, ſo kann das Gericht eine 
erneute mündliche Verhandlung anordnen. Die Ablehnung des Antrags unterliegt nicht der Beſchwerde. 

(4) In den Fällen der Abſätze 1 und 2 gilt § 95 Abſ. 7 Satz 2 entſprechend. 
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2 100 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden von der Stastsanmaltiheft bei dem Obergericht 
wahrgenommen. ? 

8 101 

(1) In den Fällen des 8 26 Abi. 1 wird ohne Beſchluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
zur Hauptverhandlung geſchritten. Die Vorſchriften über den Erlaß eines Vertretungsverbots finden 
entſprechende Anwendung. 

(2) Zur beſſeren Aufklärung der Sache kann das Ehrengericht vor der Hauptverhandlung einzelne 
Beweiserhebungen anordnen; um die Ausführung dieſes Beſchluſſes kann es die Staatsanwaltſchaft 
erſuchen. 

(3) Das Ehrengericht kann nach Maßgabe des $ 89 auch die Vernehmung des Antragſtellers vor 
der Hauptverhandlung anordnen. 

(4) Dem Antragſteller ſind auf Verlangen die ihm zur Laſt gelegten Tatſachen ſowie die Beweis- 
mittel vor der Hauptverhandlung ſchriftlich anzugeben. 

(5) Das Verfahren iſt einzuſtellen, wenn der Antrag auf Entſcheidung im ehrengerichtlichen 
Verfahren zurückgenommen wird; die Koſten trägt in dieſem Falle der Antragſteller. 


$ 102 

(1) Für das Verfahren werden weder Gebühren noch Stempel, ſondern nur bare Auslagen in 
Anſatz gebracht. 

(2) Der Betrag der Koſten iſt von dem Vorſitzenden feſtzuſtellen. Die Feſtſetzung iſt vollſtreckbar. 

(3) Koſten, welche weder dem Angeſchuldigten noch einem Dritten auferlegt werden oder von 
dem Verpflichteten nicht eingezogen werden können, fallen der Rechtsanwaltskammer zur Laſt. Dieſelbe 
haftet den Zeugen und Sachverſtändigen für die ihnen zukommende Entſchädigung in gleichem Umfang 
wie in Strafſachen die Staatskaſſe. Bei weiterer Entfernung des Aufenthaltsorts der geladenen Per⸗ 
ſonen iſt denſelben auf Antrag ein Vorſchuß zu bewilligen. 

(4) Die Hinterlegung der geſetzlichen Entſchädigung für Perſonen, welche von dem Angeklagten 
unmittelbar geladen ſind, erfolgt bei dem Präſidenten der Rechtsanwaltskammer, im Verfahren vor 
dem Ehrengerichtshof bei der Oberjuſtizkaſſe. 


\ $ 103 

Ausfertigungen und Auszüge der Urteile des Ehrengerichts ſind von dem Präſidenten der Rechts- 
anwaltskammer, Ausfertigungen und Auszüge der Urteile des Ehrengerichtshofs von dem Gerichts- 
präſidenten zu erteilen. 
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(1) Die Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft oder vom Anwärterdienſt tritt mit der Rechts- 
kraft des Urteils ein. 

(2) Die Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft wird von dem Präſidenten der Rechtsanwalts- 
kammer unter Mitteilung einer mit der Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit verſehenen beglaubigten Ab⸗ 
ſchrift der Urteilsformel dem Senat und dem Gerichtspräſidenten angezeigt. 

(3) Die Ausſchließung vom Anwärterdienſt wird von dem Präſidenten der Rechtsanwaltskammer 
unter Mitteilung einer mit der Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit verſehenen beglaubigten Abſchrift 
der Urteilsformel dem Senat, dem Gerichtspräſidenten und dem Rechtsanwalt angezeigt, der den An- 
waltsaſſeſſor im Anwärterdienſt beſchäftigt. 
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(1) Geldſtrafen (88 60, 65) fließen zur Kaſſe der Rechtsanwaltskammer. 

(2) Die Vollſtreckung der eine Geldſtrafe ausſprechenden Entſcheidung erfolgt auf Grund einer 
von dem Präſidenten der Rechtsanwaltskammer erteilten, mit der Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit 
verſehenen beglaubigten Abſchrift der Entſcheidungsformel nach den Vorſchriften über die Vollſtreckung 
der Urteile in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 

(3) Dasſelbe gilt von der Vollſtreckung der die Koſten 1 Verfügung. 

(a) Die Vollſtreckung wird von dem Präſidenten der Rechtsanwaltskammer betrieben. 


Danzig, den 15. Januar 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
82 Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer “ 
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19 Ausführungs verordnung zu 8 20 der Nechtsanwaltsorbnung. 
Vom 15. Januar 1937. 


Auf Grund des 8 20 der Rechtsanwaltsordnung vom 15. Januar 1937 (G. Bl. S. 85) wird 
beſtimmt: 


Die benachbarten Orte Danzig und Zoppot, ſowie die benachbarten Orte Tiegenhof und Neuteich 
ſind im Sinne des $ 20 der Rechtsanwaltsordnung vom 15. Januar 1937 als je ein Ort anzufehen. 


Danzig, den 15. Januar 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 1570 Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 3,— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der aranbige Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 


